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Stellungnahme zum Vorentwurf des

Bundesgesetzes, mit dem ein Bundesgesetz über die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (Behindertengleichstellungsgesetz – BGStG), ein Bundesgesetz über die Schlichtungsstelle beim Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz und die Behindertenanwaltschaft (Schlichtungsstellengesetz – SchlStG) erlassen und das Behinderteneinstellungsgesetz geändert werden.

Als Wohlfahrtsträger ist die Caritas in vielfältigen Bereichen in der Arbeit mit und für Menschen mit Behinderung engagiert, an der Entwicklung neuer Konzepte zur Integration von Menschen mit Behinderung involviert und verfügt als Anbieterin  sehr unterschiedlicher Dienstleistungen für Menschen mit Mehrfachbehinderung über Expertise und praktischer Erfahrung. Dazu gehört auch immer wieder die Konfrontation mit diskriminierenden Situationen und Verhaltensweisen, wie zum Beispiel Aktionen gegen die Errichtung von gemeindenahen Wohneinrichtungen, die Abweisung von Menschen mit Mehrfachbehinderung beim Zutritt zu öffentlichen Bädern oder anderen Einrichtungen, negative Reaktionen bei Lokalbesuchen oder Probleme mit öffentlichen Verkehrsmitteln mit Rollstuhlfahrern. Die Liste ließe sich fortsetzen.

Vor diesem Hintergrund hat die Caritas das Regierungsvorhaben, ein Behindertengleichstellungsgesetz zu erarbeiten, ausdrücklich für positiv befunden und begrüßt nunmehr die Vorlage des  Vorentwurfs zum Behindertengleichstellungsgesetz. Im Europäischen Jahr der Menschen mit Behinderung hat die Caritas zudem zahlreiche Initiativen gesetzt, um auf alltägliche Diskriminierungen von Menschen mit Behinderung hinzuweisen und deren Beendigung einzufordern. 

Bei der internationale Enquete der Caritas Wien im November 2003 hat David Capozzi, Direktor des „US Architectural and Transportation Barriers Compliance Board“ und Mitautor des American With Disabilities Act folgende Forderungen (s. Broschüre Barrieren behindern Leben S. 17 der Caritas Wien) an ein gutes Behindertengleichstellungsgesetz formuliert:

· präzise und konkret messbar Anforderungen

· Zeitliche Vorgaben 

· Bürgerbeteiligung

· starke Umsetzungsbestimmungen mit Sanktionen

Im vorliegenden Entwurf fehlen weitgehend präzise und konkret messbaren Ziele. 

Zeitliche Vorgaben für Umsetzungen sind nicht enthalten. Es wird beispielsweise auch nirgends festgelegt, dass Neuanschaffungen und Neubauten barrierefrei sein müssen. 

Ausgehend vom Regierungsprogramm der XXII. Gesetzgebungsperiode muss daran erinnert werden, dass auch an die Vorlage eines Bündelgesetzes zur Herstellung der Gleichstellung gedacht war. Dieses Bündelgesetz sollte beispielsweise Diskriminierungen im Bereich der Berufsausbildungs-, Berufszugangs- und Berufsausübungsgesetze beenden, wie dies beispielsweise im Deutschen Behindertengleichstellungsgesetz gemacht wurde. Da in bestehenden Gesetzen diskriminierende Bestimmungen  (siehe Ergebnisse der Arbeitsgruppe im Verfassungsdienst über die Diskriminierung behinderter Menschen in den verschiedenen Gesetzesmaterien) enthalten sind, die vom Behindertengleichstellungsgesetz nicht aufgehoben werden, muss ein solches Bündelgesetz jedenfalls noch folgen.

Positiv fällt auf, dass dieser Entwurf weite Bereiche der Diskriminierung von Menschen mit Behinderung abdeckt, dass die Anerkennung der Österreichischen Gebärdensprache als eigenständige Sprache enthalten ist und dass es den Tatbestand der Diskriminierung gibt, der einklagbar und mit Sanktionen belegt ist. Es ist jedenfalls eine geeignete und wichtige Diskussionsgrundlage, welche eine gute Basis für ein umfassendes Behindertengleichstellungsgesetz darstellt. Die Caritas unterstützt die Einbindung von Menschen mit Behinderung in den Gesetzwerdungsprozess und hofft, dass diese in der weiteren Arbeit am Gesetzestext intensiv fortgesetzt wird. Zu erwähnen ist hier insbesondere die Arbeit des Forums Gleichstellung.

Zu den einzelnen Bestimmungen 

(die hier genannten Anmerkungen gelten auch für die parallel lautenden Bestimmungen im Behinderteneinstellungsgesetz)
Bundesgesetz über die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (Behindertengleichstellungsgesetz – BGStG)

Artikel II

§ 3 Abs. 1

Eine Ergänzung der Umschreibung des Personenkreises um jene, die von einer konkreten Behinderung in der Vergangenheit betroffen waren, mit Wahrscheinlichkeit in Zukunft betroffen sein werden oder ihnen eine solche Behinderung zugeschrieben wird, ist notwendig. Als Beispiel sei die Lebenssituation einer Person mit schweren und sichtbaren Verbrennungen im Gesicht angeführt. Auch diese Person darf z.B. am Arbeitsplatz nicht aufgrund dieser Behinderung im Aussehen diskriminiert werden. 

§ 3 Abs. 2

Hier müssen auch die Geschwister angeführt und erfasst sein. Es ist eine Tatsache (hingewiesen sei hier auf die Erfahrungen aus der systemischen Familientherapie, der schulpsychologischen Dienste, psycho-soziale Beratung, etc.), dass diese häufig von den Diskriminierungen ihrer behinderten Geschwister mitbetroffen sind. 

§ 4 Barrierefreiheit

Es wird davon ausgegangen, dass die Gesetzgeber auf Landes- und Bundesebene durch § 9 indirekt sehr wohl aufgefordert sind, diskriminierende Bestimmungen abzuschaffen, und zwar unmittelbar nach In Kraft treten des Gesetzes. Die Erläuterungen zu § 4 könnten missverstanden werden, da eine Verpflichtung des Gesetzgebers, gesetzliche Bestimmungen anzupassen, in Abrede gestellt wird.

§7 Fördergrundsätze

Nicht erfasst von dieser Bestimmung sind beispielsweise die Wohnbauförderungsmittel. Aber gerade die Umsetzung des Konzeptes vom  „anpassbaren Wohnungsbau“ (siehe Das Behindertenkonzept der österreichischen Bundesregierung – 1993, Punkt 10.3) könnte durch eine entsprechende Bindung der für den Wohnbau gedachten Mittel sehr zielstrebig umgesetzt werden. Immer wieder müssen Personen und deren Familien ihren eigenen Wohnraum aufgrund der Behinderung eines Familienmitglieds verlassen, was unnötige Kosten verursacht und die Lebensumstände der betroffenen Personen nochmals erschwert. Auch angesichts der demografischen Entwicklung und der Zunahme von altersbedingten Behinderungen muss  der anpassbare Wohnbau konsequent umgesetzt werden. 

Es wird daher eine Ergänzung angeregt, sodass auch bei den, im Zuge des Finanzausgleichs zur Verteilung gelangenden Mittel, das Behindertengleich-stellungsgesetz zu beachten ist. 

§9 Diskriminierung 

§ 9 Abs. 3

Kann man davon ausgehen, dass die hier genannten Gebäude, Verkehrsmittel, öffentlich zugängliche Anlagen, Sport-, Kultur- und Freizeitangebote, Dienstleistungsangebote, Internetauftritte, Geräte der Kommunikationstechnik Menschen mit Behinderung nicht diskriminierend dürfen, egal ob der jeweilige Sachverhalt in die Zuständigkeit des Bundes- oder Landesgesetzgebers fällt?

Die Verfassungsbestimmung des Artikel 1 Abs 1, die in den hier genannten Belangen eine Bundeszuständigkeit normiert, lässt diese Schlussfolgerung zu. Konkret hieße das, dass die Bauordnungen der Länder im Bereich der Barrierefreiheit vom Behindertengleichstellungsgesetz derogiert würden.

Sollte dies nicht der Fall sein, fehlt ein ganz maßgeblicher Bereich im  Behindertengleichstellungsgesetz und die Ausarbeitung eines wirksamen Art 15 a Staatsvertrages zur Sicherstellung der Barrierefreiheit wäre unverzichtbar!

§9 Abs. 4 und Abs. 5

Für alle Neubauten, Neuanschaffungen im Bereich der öffentlichen Verkehrsmittel oder bei neuen Dienstleistungen dürfen Abs. 4 und 5 nicht anwendbar sein! Auch das Argument der „wirtschaftlichen Zumutbarkeit“ darf in diesen Fällen keine Rolle spielen (alle Untersuchungen gehen davon aus, dass eine Berücksichtigung der Barrierefreiheit bei Neubauten Mehrkosten nur im Ausmaß von 1-2% verursacht). Es braucht eine klare und eindeutige Formulierung im Gesetzestext, dass alle Neubauten, neuen Anschaffungen im Bereich der öffentlichen Verkehrsmittel, bei neuen Dienstleistungsangeboten und bei neuen homepages bzw. deren Relaunches jedenfalls behindertengerecht vorzugehen ist. 
§18 – Anträge durch Verbände

Durch den Verweis auf §10 Abs. 1 Z 6 des Bundesbehindertengesetzes hat quasi die ÖAR ein Alleinvertretungsanspruch, der aus „wettbewerbsrechtlichen“ Überlegungen bedenklich erscheint, zumal auch andere Behindertenorganisationen mit gutem Grund einen österreichweiten Vertretungsanspruch haben.

Bundesgesetz über die Schlichtungsstelle beim Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz und die Behindertenanwaltschaft (Schlichtungsstellengesetz – SchlStG)

Die Idee des Schlichtungsverfahrens und der Mediation wird ausdrücklich begrüßt. Allerdings wird es sinnvoll sein, diese neuen Instrumente in der Anfangszeit genau zu beobachten und nach einer bestimmten Zeit zu evaluieren. Es wäre schlecht, wenn „faule Kompromisse“ oder reine Verzögerungseffekte eintreten würden, anstatt unbürokratisch und schnell eine Beendigung der Diskriminierung zu erreichen.
§ 4 Zusammensetzung der Senate

Wesentlich erscheint uns, dass in allen der drei Senate zumindest eine Person  mit Behinderung vertreten ist, egal von welcher Institution sie entsendet wird. 

2. Abschnitt – Behindertenanwaltschaft

Die Einrichtung einer Behindertenanwaltschaft in der gedachten Form wird als zu verwaltungsaufwendig und wenig effizient gewertet. 

Vernünftiger erscheint es, bereits bestehende Vereine und NGO´s, z.B. der selbstbestimmt Leben Bewegung, die heute schon die Beratung und Unterstützung von Personen, die sich diskriminiert fühlen, wahrnehmen, besser und langfristig zu unterstützen  und sie mit den für die Behindertenanwaltschaft genannten Agenden zu betrauen. Jedenfalls gibt es gute Argumente für die anwaltliche Vertretung von Menschen mit Behinderung durch Personen, die selbst Diskriminierungserfahrung haben und eine entsprechende Qualifizierung und Selbstreflexion  aufweisen.

Überlegt werden sollte, ob nicht über den Weg einer öffentlichen Ausschreibung für jedes Bundesland eine entsprechende Organisation nach dem „Bestbieter – Modell“ ausgesucht und dann per Leistungsvertrag für einen bestimmten Zeitraum (z.B:  5 Jahre) beauftragt wird, die hier im Gesetz genannten Agenden wahrzunehmen. Diese Organisationen sollten aber auch den Auftrag erhalten, schon im Vorfeld über diskriminierungsverhindernde Maßnahmen aufzuklären, wofür es bisher noch keine professionelle Beratung gibt. Dadurch wäre eine dynamische Entwicklung ermöglicht und zudem könnten damit auch sehr zielführend Arbeitsplätze für Menschen mit Behinderungen geschaffen werden.

Anregung:

Damit auch Menschen mit einer intellektuellen Beeinträchtigung diese Gesetz  nachvollziehen können, sollte erstmals eine „easy to read“ Ausgabe verfasst werden.
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